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Anlage 1 zum Grundmodell: Ergänzungen und Details 

1. Kernproblem Ressourcenverbrauch  

• Ressourcenverbrauch ist laut UNEP, der Umweltorganisation der UNO, die Hauptursache 
für die dreifache Krise des Planeten: den Klimawandel, den Verlust der biologischen Vielfalt 
sowie die Zunahme von Umweltverschmutzung und Abfällen.1 

• Die UNEP fordert, bis 2050 eine durchschnittliche Materialintensität von 6–8 
Tonnen/Kopf/Jahr zu erreichen.2  In Deutschland verbrauchen wir 16 Tonnen.3 

• Seit Jahren wird die Einführung einer Ressourcensteuer gefordert. Unklar war bisher, wie die 
sehr unterschiedlichen Ressourcen besteuert werden könnte.  

• Die Lösung: Sämtliche Prozesse der Ressourcennutzung sind mit einem massiven 
Verbrauch von Energie verbunden. Die Branchen der Grund- oder Rohstoffindustrie werden 
auch als „energieintensive Branchen“ bezeichnet. Die gesuchte Ressourcensteuer sollte 
also die Energiesteuer sein. 

2. Kapitalmarkt-Rente und Bedingungsloses Grundeinkommen als Alternativen? 

Die bisher diskutierten Instrumente zur Alters- und sozialen Absicherung sind keine wirklichen 
Alternativen: 

2.1. Kapitalmarkt-basierten Altersvorsorge 

• Das Modell Kapitalmarkt bindet die Alterssicherung noch stärker an ein System, das auf 
permanentes Wachstum setzt.  Ökologische und soziale Kriterien sind in den meisten Fällen 
eher sekundär. 

• Dies führt zu einer "schizophrenen Lage" für Arbeitnehmer: Regulierungen des 
Finanzmarktes stoßen auf Widerstand, da sie die eigene Rente gefährden könnten. 

• Beispiel USA: Massive Steuersenkungen für Konzerne kommen zwar kurzfristig über die 
Aktienrente im Volk an, nutzen aber vor allem der kleinen Milliardärs-Schicht. 

2.2. Bedingungslosen Grundeinkommens (BGE) 

• Ein BGE setzt eine dauerhaft hohe und verlässliche Steuerbasis voraus. 

• Unternehmen könnten in Länder mit geringeren Abgaben ausweichen. In der Konsequenz 
landen wir eher bei einem geringen Mindesteinkommen als bei einem auskömmlichen 
Grundeinkommen  

3. CO2-Steuer und Energiesteuer-Reform 

3.1. CO2-Steuer mit Rückzahlung 

• Fokus auf ETS 2 (Gebäude und Straßenverkehr): Ein drohendes Scheitern des ETS 2 hätte 
gravierende Folgen. Ein Wechsel zum „Schweizer Modell“ wäre unkompliziert, sofern die EU 
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nur die Minderungsziele vorgibt und sanktioniert, die Wahl der Instrumente aber den 
Mitgliedstaaten überlässt.  

• Wirtschafts- und Sozialverträglichkeit: Der entscheidende Vorteil liegt im klar definierten 
Steigerungspfad für den CO2-Preis, kombiniert mit der weitgehenden Rückgabe der 
Einnahmen an Wirtschaft und Verbraucher. 

• Globale Attraktivität: Durch seine einfache Struktur und soziale Absicherung ist dieses 
Modell als Beispiel für andere Länder – für administrativ schlechter und wirtschaftlich 
schwächer aufgestellte Staaten – deutlich attraktiver als bürokratische Handelssysteme. 

• „Plan B“ für den ETS 1: Auch für den Emissionshandel für Industrie/Energie, der durch das 
Auslaufen kostenloser Zertifikate unter massiven Druck gerät, könnte das Modell eine 
Alternative sein. Ein verlässlicher Preispfad mit Rückvergütung ist weitaus wirksamer und 
fairer als schwankende Preise und bürokratische Subventionen für einzelne Branchen. 

3.2. Verknüpfung von CO2-Steuer und Energiesteuer-Reform 

• Strategische Einordnung: Die Reformen sind eng miteinander verzahnt, folgen jedoch einer 
klaren Priorisierung. Details zum zeitlichen Stufenplan und der Rangordnung zwischen CO2- 
und Energiesteuerreform siehe Buch.4 

• Rangfolge der Instrumente: Die CO2-Steuer fungiert als kurzfristiges, sektorspezifisches 
Lenkungsinstrument (insb. für Wärme und Verkehr), während die Energiesteuer-Reform als 
grundlegende Reform den Faktor Arbeit dauerhaft entlastet und die Finanzierung des 
Sozialsystems auf eine nachhaltige Basis stellt. 

• Synergieeffekte: Durch die Verknüpfung wird sichergestellt, dass ökologische Lenkung 
(CO2-Preis) und fiskalische Strukturreform (Energiesteuer als Ressourcen- und 
Rentensteuer) Hand in Hand gehen, um Fehlinvestitionen zu vermeiden und 
Planungssicherheit für die Wirtschaft zu schaffen. 

4. Auswirkungen auf Industrie und Exportwirtschaft 

Eine zukunftsorientierte Wirtschaftspolitik erfordert eine ehrliche Bestandsaufnahme der 
zukünftigen Wettbewerbsfähigkeit: 

4.1. Energieintensive Branchen 

• Mit der Wasserstoffproduktion im globalen Süden wird dort voraussichtlich auch eine eigene 
Grundstoffindustrie entstehen. 

• Insofern ist fraglich, ob Deutschland langfristig Vorteile bei energieintensiven 
Wertschöpfungen behält. 

• Ein Klima- und Energiezoll sichert jedoch, dass der verbleibende Eigenbedarf dauerhaft in 
Europa produziert werden kann. 

4.2. Korrektur der Exportfixierung 

• Der deutsche Exportboom beruht teilweise auf der relativen Unterbewertung der Währung 
durch den Euro. 

• Dauerhafte Exportüberschüsse erzwingen Verschuldung und Handelsdefizite in anderen 
Ländern. 
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• Die Abhängigkeit von der Exportwirtschaft führt zu politischer Abhängigkeit – wie z.B. 
gegenüber China oder aktuell gegenüber den USA. 

• Eine notwendige Reduzierung des Ressourcenverbrauchs wird mittelfristig ohnehin zu einer 
Schrumpfung der Exportwirtschaft führen müssen.  

Die Alternative: Die Umorientierung in Richtung einer nachhaltigen und arbeitsintensiveren 
Wirtschaft schafft mehr neue Arbeitsplätze, als in den energieintensiven Branchen und in der 
Exportwirtschaft verloren gehen. Insofern ist eine rechtzeitige Umsteuerung sinnvoll, um 
Fehlinvestitionen zu vermeiden. 

5. Chancen für Schwellen- und Entwicklungsländer 

Das Modell ist so entworfen, dass es auch für wirtschaftlich schwächere Regionen attraktiv ist: 

• Einfacher Steuervollzug: Die Besteuerung von Energieverbrauch ist administrativ 
wesentlich einfacher umzusetzen als Einkommens- oder Umsatzsteuern, die anfällig für 
Korruption und Kapitalflucht sind und wegen großem informellen Sektor kaum durchsetzbar 
sind. 

• Klimaklub: Über Grenzsteuerausgleiche (Klima- oder Energiezoll) entsteht ein Anreiz für 
andere Länder, eigene Energiesteuern einzuführen, um bürokratische Hürden beim Export zu 
vermeiden. 

• Verbindung von umwelt- und sozialpolitischen Gründen: Für die politische Umsetzung ist 
es von Vorteil, dass neben Klima- oder Umweltschutz vor allem soziale Gründe (die stabile 
Finanzierung des Sozialsystems) für eine solche Reform sprechen.  

6. Finanzmarkt-Regulierung und Finanztransaktionssteuer 

Die Stärkung der Realwirtschaft ist die Voraussetzung für eine politische Rückgewinnung der 
Gestaltungsmacht des Staates gegenüber der Finanzindustrie: 

• Spekulationsgetriebene Vermögenszuwächse: Infolge von Finanzmarktspekulationen 
werden am Kapitalmarkt extrem hohe Zinsen und Renditen erzielt. Dies ist die eigentliche 
Ursache für den exponentiell steigenden Reichtum der Milliardärs-Kaste. 

• Finanztransaktionssteuer: Die Einführung einer Finanztransaktionssteuer würde 
spekulative Transaktionen verteuern, die hohen Zinsen verringern und dazu beitragen, den 
Finanzsektor wieder der Realwirtschaft unterzuordnen. Deren Durchsetzung scheiterte 
bisher an der Abhängigkeit vieler Staaten von der Finanzindustrie. 

• Wiedergewinnung der Handlungsfähigkeit: Mit der Energiesteuerreform wird die 
Realwirtschaft wieder zur soliden Basis des Staatshaushaltes. Damit verliert die 
Finanzindustrie ihr Erpressungspotenzial gegenüber dem Staat, und Regulierungen wie die 
Finanztransaktionssteuer werden politisch durchsetzbar. 


